                                                                                                                    Werner Schmitt

                                                                                                                    Kettelerstr. 57

                                                                                                                    66333 Völklingen

                                                                                                                    30.012011 

Herr Landtagspräsident Ley

Fraktionsvorsitzende der Koalitionsparteien CDU, FDP, GRUENE

Fraktionsvorsitzende der SPD, DIE LINKE

sowie nur an direkterer Demokratie interessierte, gewählte Vertreter/innen

Änderung des § 48, 5 KSVG

Ein überfälliger Schritt zur Rückgewinnung/Beteiligung von verlorengegangen

Bürger/innen/engagement (bei gleichzeitiger Wahrung der repräsentativen Demokratie)

Sehr geehrte Damen und Herren,

mein Begehren/Antrag 2009 den 48 , 5  KSVG zu ändern, was Sie bis heute nicht realisiert

haben, erneuere ich hiermit. Mit den Auszugsunterlagen und den folgenden Darlegungen

möchte ich an Sie appellieren, den dringenden Handlungsbedarf zusätzlich verdeutlichen.

Bevor Sie Initiativen in Erwägung ziehen mittels sog. Bürgerbegehren, Bürgerentscheiden,

oder Bürgerabstimmungen v e r f a s s u n g s m ä ß i g der Politik- er- verdrossenheit entgegenzuwirken, evtl. Gleichgültigkeiten zu verändern,  evtl. mehr Partizipation zu gewähren:

Ein wichtiger Vorschlag:

Nicht den zweiten Schritt  (mit dem Hauch  „scheindemokratisch“,. „auf langen und komplizierten Umwegen erreichbar“ und  „nur auf bestimmte Dinge anzuwenden“)

vor dem ersten zu tun:

Ändern Sie den § 48, 5 KSVG der zwingend besagt, dass Sitzungen der Ausschüsse zur Vorbereitung der Beschlüsse des Gemeinde/Stadtrates nicht öffentlich sein müssen.

Lassen wir als erstes die Menschen an Dingen partizipieren, die sie täglich angehen, die sie vor Ort

in „ihrer Gemeinde“ direkt betreffen, an denen der Bürger Interesse hat, die er mitgestalten,

partiell mitentscheiden und mitberaten, an der Problemlösung mitarbeiten kann. 

Das wäre ein guter Schritt zur unmittelbaren Demokratie und Transparenz.

Erlauben Sie schlagwortartig eine Auflistung der öffentlichen Wahrnehmung:

Wie kann ein Petitionsausschuss auf die Eingabe zu diesem Thema im Mai 09 antworten: 

„ Die Nichtöffentlichkeit dieser Sitzungen rechtfertigt sich damit, dass die dort vorberatenen

Angelegenheiten in jedem Fall der abschließenden Entscheidung durch den Gemeinderat und damit in öffentlicher Sitzung bedürfen“

Und gerade diese „Antwortgeber“  sehr genau wissen wie umfangreich die Tagesordnung nicht nur eines Stadtrates Saarbrücken (12/2010 zb.  Einundvierzig !!! Top)  und in welchem 

Schweinsgalopp die den Bürger betreffenden Dinge i m m e r abgehandelt werden.

Dann heißt es immer „ das ist schon ausführlich beraten“

                                   „ die Gremien haben Einigung erzielt“

                                   „ und das hiermit dementsprechend beschlossen werden kann“

                                   „ und nun Top x

Zitate div. Zeitungsausschnitte von Leserbriefen und Pressevertretern 

gewählten Vertretern und Bürger/innen 2009/2010

„ein Rückfall in alte (Parteiname NN)-Geheimniskrämerzeiten“

„Nicht öffentliche Transparenz -Volksvertreter tagen hinter verschlossenen Türen“

„Wenn man bei Bürgern politisches Interesse wecken will, muss man sie auch an

  Entscheidungsprozessen beteiligen“

„ Was nützt es wenn manchmal die Themen der nichtöffentlichen Sitzung in der Zeitung

   stehen – aber die ganze Sitzung „geheim“ ist.

„Ich muss auf die bindende Vorschrift des KSVG hinweisen, wonach  .... beratende  

  Ausschüsse nicht öffentlich sein m ü s s e n“ –  „Das hat nichts mit Geheimniskrämerei zu tun“.

„Öffnet die Toren zu den Sitzungen und lasst die Bürger/innen daran teilnehmen.“

„ die Gemeinde muss sich gegenüber ihrem Bürger öffnen“

„raus aus den nicht öffentlichen Sitzungen in die unmittelbare Begegnung mit dem Bürger“

„Ley fordert Reform – Ausschüsse sollen (Landtag ) häufig öffentlicher tagen“  Nicht nur   

  Anhörungen.

„ in den Stadtratssitzungen geht es nicht mehr darum andere zu überzeugen. Ist doch die

  Sachdiskussion längst geführt – nämlich in nichtöffentlichen Ausschüssen.“

„ Nur vereinzelt erlebt man, engagiert, mit ansteckender politischer Leidenschaft stritten und

   rangen Sprecher aller Fraktionen um lokale Themen“

   Und sie taten es so, dass der Zuhörer die Dinge gut nachvollziehen konnte.“

   Eine spannende Sitzung – ein Lehrstück parlamentarischer Demokratie“

   Hoffentlich nicht nur weil Wahlen müde Räte munter machen“

„ ... das fast ausnahmslos in allen Ausschüssen nicht öffentlich beraten wird- 

  das wir zukünftig nicht mehr von uns so hingenommen“

„ Im Bundestag kann der Ausschuss selbst beschließen, die Öffentlichkeit zuzulassen.

   Bayern und Berlin sehen grundsätzlich öffentliche Ausschusssitzungen vor.“

„ Fast kein Zuhörer hat sich zuletzt noch für den Stadt/Gemeinderat interessiert, denn der

   tagt ja eigentlich nur noch unter sich“

„ Am Donnerstag setzte eine (erstmals seit langem wieder) öffentliche Ausschusssitzung

   neue Akzente. ... es entspann sich eine zweistündige, muntere  und inhaltsreiche Diskussion.

  ... wenn es so weitergeht, kann ..... Eintrittsgeld verlangt werden“

„ Bei uns wird nur der Termin der Sitzung des jeweiligen Ausschusses in der Zeitung

   angegeben, was die dann machen weis keiner“

„ Sagen Sie mir mal warum Themen wie Wildschweinplage, 

                                                                  Förderprogramm x  oder y

                                                                  Tourismus

                                                                  Änderung der Friedhofssatzung

                                                                  Sachstandsbericht Grünschnitt

                                                                  Innenstadtentwicklung 

                                                                  Baumschutzverordnung 

   Nicht öffentlich sein müssen“

    (Die Themen lassen sich  l e i d e r  in ihrer Trivialität und Anzahl unendlich  ergänzen !)

„ Warum kann man nicht in Anlehnung an die Geschäftsordnung des Stadt-/Gemeinderates

   bestimmte Punkte wie Personal, Darlehen/Kredite, Vergaben, etc. auch für Ausschüsse

   verbindlich nicht öffentlich festlegen – und  dann den Rest ö f f e n t l i c h tagen lassen?“

„ Warum kam man nicht die Gemeinde selbst bestimmen lassen (Quorum)?“

„ Bedenken Sie welche Initialzündung und dauerhafte Effizienz sich im Gemeinde-

   wesen und auch unter den gewählten Vertretern bemerkbar machen wird“

Sehr geehrte Damen und Herren.

Sehr geehrter ernsthafter Interessent

Unter Würdigung der bekannten Pro und Contra zu diesem Thema ist zu hoffen, dass sie vom

vom Unterzeichner nicht noch eine rechtlich, wissenschaftlicher Argumentationsaufbereitung verlangen oder sich gar hinter vermeintlichen Schutzbehauptungen verstecken, sondern

bereit sind sich dieser Notwendigkeit zu öffnen.

„Und nun endlich mal Butter bei die Fische...“  

Erst Wahldiskussionen führen und Andeutungen zur direkten Demokratie machen,

Zusagen machen und dann die einfachste, naheliegende und direkte Lösung ignorieren wollen.

gar Koalitionsverabredungen dazu treffen 

und dann nur mit verfassungsmäßigen u. langen Umwegen vom Wesentlichen ablenken

sich  (wie vorher schon beschrieben) eher mit Scheinbeteiligungen zu beschäftigen.

Wo doch das Wichtigste und das Richtigste und das Elementarste  sehr nahe liegt

Ich darf Sie bitten das Dargelegte nunmehr endgültig ernsthaft zu würdigen und wenn 

Sie ans Werk 48 , 5 gehen auch daran zu denken:

Woher Sie kommen, also auch mal Nur-Bürger waren !

was für unser aller Gemeinwohl am sinnhaftesten, am unmittelbarsten ist !

nicht nur das Pferd von hinten aufzuzäumen !

Wahlbeteiligungen auf Regionalverbandsniveau entgegenzuwirken !

Den Bürger wieder erwecken, informieren und partizipieren zu lassen !.

Vielen Dank für Ihr Interesse

und Ihren (Mut?), Ihre Erkenntnis zur Veränderung 

Werner Schmitt                                                                                         Anlagen

PS  wenn Ihnen die Änderung eines § des KSVG Sorge bereiten sollte  –

      Zur Erinnerung  Sie haben auch schon einen 118 er allein geändert 

